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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

Au mois de septembre 2018, le Conseil des Etats s'est aligné à la décision du Conseil
national en approuvant à la quasi-unanimité – l'élu schwytzois Peter Föhn (udc, SZ) est
le seul à avoir exprimé sa désapprobation – le projet d'arrêté fédéral relatif aux
conventions de sécurité sociale établies avec la Serbie et le Monténégro. L'objet en
question n'a pas suscité de commentaire dans les rangs de la chambre des cantons. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.09.2018
AUDREY BOVEY

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Mit den Behauptungen, die „Dunkelkammer Ständerat“ werde immer linker und
„europhiler“ und die „Heimatmüdigkeit“ in der kleinen Kammer könne nur gestoppt
werden, wenn mehr SVP-Kandidierende in den Ständerat gewählt würden, gelang es der
Volkspartei nicht nur, den eigentlich kantonal ausgetragenen Ständeratswahlen
nationale Bedeutung und Medienaufmerksamkeit zu verleihen, sondern sie verabreichte
ihnen auch einen gehörigen Schuss Themenzentriertheit: Erst mit der Wahl von SVP-
Personal – so die zugrunde liegende Idee – würde der Ständerat wieder für Schweizer
Werte, also gegen Migration und EU, einstehen. Das Vorhaben, das in den Medien unter
dem Titel „Sturm aufs Stöckli“ Niederschlag fand, muss im Nachhinein allerdings als
gescheitert betrachtet werden. Zwar trat die SVP mit Ausnahme von lediglich sechs
Ständen (OW, NW, AR, AI, TI und GE) in allen Kantonen mit teilweise namhaften und
landesweit bekannten Personen zu den Wahlen in die kleine Kammer an und war damit
auch für die zahlreichen nötigen zweiten Umgänge mitverantwortlich. Letztlich musste
sie im Vergleich zu 2007 per Saldo aber sogar zwei Sitzverluste verkraften und sitzt
lediglich noch mit fünf Vertretern im Ständerat. Einer ihrer Sitze war bereits während
der vorangehenden Legislatur mit der Abspaltung der BDP verloren gegangen. Zwar
vermochte die Partei bei den Ersatzwahlen für Bundesrätin Sommaruga im Frühling des
Berichtsjahrs mit Adrian Amstutz kurzfristig das zweite Berner Mandat zu besetzen,
nach wenigen Monaten in der kleinen Kammer musste dieser dann aber Hans Stöckli
(sp) Platz machen. Weitere Sitzverluste erlitt die SVP in den Kantonen Graubünden und
Aargau. In Graubünden war die SVP aufgrund der dortigen Stärke der BDP nach dem
Rücktritt von Christoffel Brändli (svp) gar nicht erst angetreten und im Kanton Aargau
scheiterte die angestrebte Rochade zwischen dem ehemaligen Nationalrat
Giezendanner und dem ehemaligen Ständerat Reimann. Hier verlor die Volkspartei den
Ständeratssitz an die SP (Bruderer). Einen Sitz gewinnen konnte die SVP im Kanton
Schwyz, wo neu beide Kantonsvertreter der Volkspartei angehören. Alex Kuprecht
wurde im ersten Wahlgang bestätigt und der für den zweiten Wahlgang nach seinem
eigentlichen Rücktritt als Nationalrat reaktivierte Peter Föhn konnte den Sitz der CVP
erobern. Die Angriffe in den weiteren Kantonen (ZH, LU, UR, ZG, FR, SO, BS, BL, SG, VD,
VS, NE und JU), die mit bekannten Namen geführt wurden (z.B. Blocher, ZH, Baader, BL,
Rime, FR, Brunner, SG, Parmelin, VD oder Freysinger, VS) führten zwar zu zweiten
Wahlgängen, waren aber letztlich alle erfolglos. Verteidigen konnte die SVP ihre Sitze in
jenen Kantonen, in denen eher als konziliant geltende Persönlichkeiten ihre Sitze
verteidigten (Jenny in GL, Germann in SH, Roland Eberle neu in TG). 2

WAHLEN
DATUM: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN

Im Gegensatz zum Vorjahr war die Kohärenz in der Volkspartei in Bezug auf die Parolen
zu den eidgenössischen Abstimmungen wieder stärker. Äusserst schwer tat sich die
SVP dabei einzig mit der Abzockerinitiative. An der Delegiertenversammlung am 26.
Januar in Balsthal traten Christoph Blocher (ZH) als Gegner und der parteilose Thomas
Minder (SH) als Befürworter des Begehrens – obwohl in der gleichen Fraktion – in einer
Podiumsdiskussion gegeneinander an. Das Duell der beiden endete relativ eindeutig
zugunsten des Zürchers, und die Delegierten sprachen sich entsprechend mit 295 zu
160 Stimmen für die Nein-Parole aus. Die Parteibasis schien allerdings weniger
überzeugt. Insgesamt ganze elf kantonale Sektionen wichen von der nationalen Nein-
Empfehlung ab, darunter auch die SVP-Hochburgen Zürich, Aargau und St. Gallen. Zu
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Abweichungen von kantonalen Sektionen kam es lediglich noch bei einer weiteren
eidgenössischen Abstimmungsvorlage. Pikanterweise handelte es sich dabei um die
eigene Initiative zur Volkswahl des Bundesrates, die – obwohl bei der nationalen
Delegiertenversammlung in Engelberg Anfang Mai noch mit 370 zu 8 Stimmen deutlich
gutgeheissen – von der SVP Thurgau und der SVP Wallis zur Ablehnung empfohlen
wurde. Die Parolen zu den restlichen neun Abstimmungsvorlagen wurden in der für die
Volkspartei gewohnten Deutlichkeit und ohne abweichende Kantonsempfehlungen
gefasst. Der Familienartikel wurde in Balsthal mit 482 zu 1 Stimmen zur Ablehnung
empfohlen, weil er unnötig sei und zu Staatskindern führe. Das revidierte
Raumplanungsgesetz wurde noch im Vorjahr an der Delegiertenversammlung in Seedorf
(UR) mit 321 zu 33 Stimmen verworfen. Keine Gegenstimme erhielt die
Asylgesetzrevision, die mit 369 Befürwortern in Engelberg zur Annahme empfohlen
wurde. Ebenfalls einstimmig abgelehnt wurden die Initiative zur Aufhebung der
Wehrpflicht (mit 234 zu 0 Stimmen) und die 1:12-Initiative (mit 247 zu 0 Stimmen). Beide
Parolen wurden bei der Delegiertenversammlung in Genf am 24. August gefasst. Die Ja-
Parole zur Liberalisierung des Arbeitsgesetzes (einstimmig) und die Nein-Empfehlung
zum Epidemiengesetz (mit 35 zu 8 Stimmen) wurden bereits zuvor vom SVP-
Zentralvorstand beschlossen. In Meiringen wurde Ende Oktober schliesslich die eigene
Familieninitiative einstimmig zur Annahme empfohlen. Zu mehr Diskussionen führte die
Nein-Parole zur Erhöhung der Strassenabgaben (Autobahnvignette). Nicht das Resultat
gab dabei zu reden – die Delegierten entschieden sich mit 319 zu 25 Stimmen gegen die
Erhöhung – sondern die Vorwürfe an den Ständerat This Jenny (GL), der sich für die
Vorlage stark gemacht und als Verräter der SVP-Grundsätze (keine neuen Steuern,
Abgaben oder Gebühren) beschimpft worden war. Die Parolen der SVP stimmten in
sechs Fällen mit dem Abstimmungsresultat überein – gleich selten wie bei der SP und
der GP. Ende November stimmten sich die Delegierten zudem auf die Kampagne zur
Masseneinwanderungsinitiative ein, die mit 352 zu 0 Stimmen zur Annahme empfohlen
wurde. Der Zentralvorstand hatte bereits über die anderen beiden im Februar 2014
anstehenden Vorlagen getagt: mit 53 zu 2 Stimmen wurde für Fabi ein Nein und mit 50
zu 12 Stimmen für die Initiative zur privaten Finanzierung der Abtreibung ein Ja
empfohlen. Die SVP-Vizepräsidentin und Präsidentin der SVP-Frauen Judith Übersax
(SZ) hatte sich bereits im Oktober gegen letztere geäussert: es sei den Frauen zu
überlassen, ob sie abtreiben wollen oder nicht. Eine Annahme der Initiative wäre ein
Schritt zurück ins Altertum. Brisanz kam dieser Aussage auch deshalb zu, weil sowohl
Übersax als auch der Co-Präsident des Initiativkomitees, SVP-Ständerat Peter Föhn, aus
dem Kanton Schwyz kommen. Es wurde vermutet, dass die Parole nur im
Zentralvorstand gefasst, nicht aber den Delegierten vorgelegt wurde, um parteiinternen
Zwist zwischen der Frauen-Sektion und der gesamten Partei, wie er in der CVP und der
FDP im Berichtjahr ausgebrochen war, zu vermeiden. 3

1) BO CE, 2018, p. 674 ss.
2) TA, 6.1.11; NZZ, 17.1.11 (Dunkelkammer, europhil, heimatmüde); SZ, 7.3.11 und SoS, 8.3.11 (Ersatzwahlen in Bern); Presse vom
8.4.11 (Ankündigung der Kandidaturen Blocher, Brunner, Baader); Presse vom 24.10., 28.10., 13.11., 21.11., 28.11. und 5.12.11;
NZZ, 7.12.11.
3) NZZ, 13.1. und 16.1.13; AZ, 17.1.13; NZZ, 20.1. und 24.1.13; Sonntagspresse vom 27.1.13; Presse vom 28.1.13; NZZ, 7.2.13; NZZS
und LMD, 5.5.13; NZZ, 6.5.13; NZZ, 24.8., 26.8., 13.10., 28.10. und 25.11.13
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